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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Gewährung von Zusatzleistungen und Zulässigkeit von 
Gehaltsumwandlungen 

Anwendung des BMF-Schreibens vom 5. Februar 2020 (BStBl. I Seite 222) und 
des BFH-Urteils vom 1. August 2019 -VI R 32/18 (vgl. unseren Blogbeitrag) 

Nach dem vorliegenden BMF-Schreiben ist das BMF-Schreiben vom 5. Februar 
2020 für Veranlagungszeiträume bis einschließlich 2019 nicht mehr anzuwenden. 
Damit ist in allen offenen Fällen der Veranlagungszeiträume bis einschließlich 
2019 das BFH-Urteil vom 1. August 2019, VI R 32/18, über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus anzuwenden. 

Für Veranlagungszeiträume ab 2020 sind die Regelungen des § 8 Abs. 4 EStG in 
der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 zu beachten. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 5. Januar 2022, IV C 5 – S 2334/19/10017 :004.  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/02/19/bmf-zur-lohnsteuerpauschalierung-bei-zusaetzlich-zum-geschuldeten-arbeitslohn-erbrachten-arbeitgeberleistungen/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-01-05-gewaehrung-von-zusatzleistungen-und-zulaessigkeit-von-gehaltsumwandlungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 07. Januar 2022 

 
 
Die Übertragung von Vermögen gegen Versorgungsleistungen ist 
nur im Anwendungsbereich des § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG (bzw. 
früher: § 10 Abs. 1 Nr. 1a Satz 1 EStG i.d.F. des JStG 2008) 
unentgeltlich; wird nach dieser Vorschrift nicht begünstigtes 
Vermögen übertragen, liegt ertragsteuerrechtlich eine entgeltliche 
oder teilentgeltliche Übertragung vor. Bei Übertragung eines 
Vermietungsobjekts des Privatvermögens gegen Leibrente führen 
die wiederkehrenden Leistungen des Übernehmers an den 
Übergeber in Höhe ihres Barwerts zu Anschaffungskosten, die mit 
den AfA berücksichtigt werden, und in Höhe ihres Zinsanteils zu 
sofort abziehbaren Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung. 
 
Zum Urteil 
 
 
Die antragsgebundene Steuervergünstigung des § 34 Abs. 3 EStG, 
die der Steuerpflichtige nur einmal im Leben in Anspruch nehmen 
kann, ist auch dann verbraucht, wenn das FA die Vergünstigung zu 
Unrecht gewährt hat. Dies gilt selbst dann, wenn dies ohne Antrag 
des Steuerpflichtigen geschieht und ein Betrag begünstigt 
besteuert wird, bei dem es sich tatsächlich nicht um einen 
Veräußerungsgewinn i.S. des § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG handelt. 
Etwas anderes gilt nach den Grundsätzen von Treu und Glauben 
nur dann, wenn die rechtsirrige Gewährung der Vergünstigung in 
dem früheren Bescheid für den Steuerpflichtigen angesichts der 
geringen Höhe der Vergünstigung und wegen des Fehlens eines 
Hinweises des FA nicht erkennbar war. 
 
Zum Urteil 
 
 
Der Zeitpunkt, zu dem eine Versorgungszusage erstmalig erteilt 
wurde, bestimmt sich nach der zu einem Rechtsanspruch 
führenden arbeitsrechtlichen bzw. betriebsrentenrechtlichen 
Verpflichtungserklärung des Arbeitgebers (Anschluss an BMF-
Schreiben vom 24.07.2013, BStBl I 2013, 1022, Rz 350). Hat der 
Arbeitgeber zugunsten des Arbeitnehmers mehrere 
Direktversicherungen abgeschlossen, ist die Frage, ob diese auf 
verschiedenen Versorgungszusagen beruhen, unter 
Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände des Einzelfalls zu 
beantworten. Das Fehlen oder Vorliegen eines zusätzlichen 
biometrischen Risikos kann dabei lediglich als ein Indiz 
herangezogen werden. Es ist keine gesetzliche Voraussetzung für 
eine Neuzusage (entgegen BMF-Schreiben vom 24.07.2013). 
 

Zum Urteil 
 

Urteil IX R 11/19: 
Vermögensübertragung 
gegen 
Versorgungsleistung 
 
 
 
 
 
 
 
29. September 2021 
 

Urteil VIII R 2/19: Zum 
Verbrauch der 
antragsgebundenen 
Steuervergünstigung 
des § 34 Abs. 3 EStG 
 
 
 
 
 
 
28. September 2021 
 

 

 Urteil VI R 21/19: Zur 
Abgrenzung von Alt- 
und Neuzusagen bei 
Direktversicherungen 
zum Aufbau einer 
betrieblichen 
Altersversorgung 
 
 
 
 
01. September 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110244/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110243/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110242/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 3/20: Abweichung zwischen dem Vereinbarten und der 
tatsächlichen Durchführung bei Altenteilsverträgen 
16. Juni 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 30/20: Generationennachfolge-Verbund bei Nacherbschaft 
16. Juni 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 2/20: Besteuerung eines beim Tod des Beschwerten fälligen 
Vermächtnisses 
31. August 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 10/20: Kindergeld: Unionsrechtliche Familienbetrachtung gilt 
auch im Verfahrensrecht 
31. August 2021 
Zum Urteil 
 
EuGH-Vorlage I R 20/18: Vereinbarkeit der Verwaltungspraxis nach 
Abschn. I Nr. 4 ATE i.V.m. § 34c Abs. 5 EStG mit dem Unionsrecht 
13. Juli 2021 
Zum Urteil 

 

Rechtsprechung im Blog 
 

Kein verfassungswidriges Vollzugsdefizit bei der Besteuerung von 
bargeldintensiven Betrieben im Jahr 2015 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass im 
Jahr 2015 hinsichtlich der Erfassung von Bareinnahmen auch bei sog. 
bargeldintensiven Betrieben mit offener Ladenkasse kein dem Gesetzgeber 
zuzurechnendes strukturelles Vollzugsdefizit bestand. 

Sachverhalt 

Geklagt hatte ein Gastronom, der zur Ermittlung der zutreffenden 
Besteuerungsgrundlagen in seinen Gaststätten elektronische Registrierkassen 
einsetzt. Mit seiner Klage begehrte er die Feststellung, dass die fehlende 
gesetzliche Verpflichtung zur Führung einer elektronischen Kasse ein 
strukturelles, dem Gesetzgeber zuzurechnendes Vollzugsdefizit verursache und 
deshalb verfassungswidrig sei. 

Bei offenen Ladenkassen, wie sie gerade im Bereich der Gastronomie häufig 
eingesetzt würden, habe die Finanzbehörde keine nennenswerten Möglichkeiten, 
den angegebenen Umsatz auf seinen Wahrheitsgehalt zu überprüfen. Jedenfalls 
blieben die Prüfungsmöglichkeiten weit hinter dem zurück, was bei 
Registrierkassen möglich sei. Dadurch werde eine gleichmäßige 
Steuerfestsetzung bei allen Marktteilnehmern ausgeschlossen und er, der bereits 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110245/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110241/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110238/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110240/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110239/
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elektronische Registrierkassen einsetze, werde in seinem Recht auf 
Gleichbehandlung verletzt. 

Entscheidung des BFH 

Klage und Revision blieben erfolglos. 

Nach Auffassung des BFH bestanden im Jahr 2015 zwar offensichtliche 
Probleme bei der Erhebung und Verifikation von Besteuerungsgrundlagen im 
Bereich der bargeldintensiven Geschäftsbetriebe wie z.B. der Gastronomie. Diese 
führten aber nicht zu einem strukturellen, dem Gesetzgeber zuzurechnenden 
Erhebungsmangel, der zur Verfassungswidrigkeit der Besteuerung führen könnte. 

Vielmehr bestand auch für solche Betriebe im Jahr 2015 eine Rechtslage, die auf 
die Durchsetzung der geltenden Steuergesetze abzielte. Auch für Betreiber einer 
offenen Ladenkasse bestand ein Entdeckungsrisiko bei Manipulationen. 

Die geltenden Erhebungsregeln waren jedenfalls nicht derart ineffektiv, dass ein 
Unterlassen weiterer Regelungen bezüglich der Besteuerung von Betrieben mit 
offener Ladenkasse im Bereich der Gastronomie dem Gesetzgeber als 
strukturelles Vollzugsdefizit angelastet werden könnte. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 16. September 2021 (IV R 34/18), veröffentlicht am 16. 
Dezember 2021, vgl. die Pressemitteilung 043/21. 

 

Zeitlich begrenzte Überlassung des Eigentums an Betriebsvorrichtungen 
als schädliches Nebengeschäft im Sinne des § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hat entschieden, dass auch das 
Ersatzgeschäft zur Versagung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 
GewStG führen kann, wenn ein Mietvertrag über ein Hotel in der Weise geändert 
wird, dass die bisherige Mitvermietung des Hotelinventars einschließlich 
Betriebsvorrichtungen beendet und durch eine auf die Dauer des 
Mietverhältnisses begrenzte Überlassung des Eigentums am Inventar auf den 
Mieter (Inventarpensionsgeschäft) ersetzt wird. 

Sachverhalt 

Im Streitfall stand die Umgestaltung der bisherigen Mitvermietung von 
Betriebsvorrichtungen in eine auf die Dauer des Mietverhältnisses begrenzte 
Eigentumsüberlassung an den Mieter zur Beurteilung. Das Finanzamt hatte die 
entsprechende Änderung des Mietvertrages als Missbrauch rechtlicher 
Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne des § 42 Abgabenordnung (AO) und/oder als 
steuerlich unbeachtliche Scheinkonstruktion im Sinne des § 41 Abs. 2 Satz 1 AO 
bewertet. 

Hiergegen wandte die Klägerseite außersteuerliche Gestaltungsgründe in Gestalt 
der Reduzierung von administrativem Aufwand und eine fortan erleichterte 
Bilanzierung ein. Darüber hinaus sei die Eigentumsüberlassung unentgeltlich, so 
dass diese gewerbeertragsneutral sei. 

Richterliche Entscheidung 

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hat sich mit der Frage eines Missbrauchs 
im Sinne des § 42 AO und/oder eines Scheingeschäfts im Sinne des § 41 Abs. 2 
AO nicht näher befasst. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110233/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-verfassungswidriges-vollzugsdefizit-bei-der-besteuerung-von-bargeldintensiven-betrieben-im-jahr-2015/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

ZUM SEMINAR 

Es stellte in seiner Beurteilung entsprechend den Vorgaben des BFH-Urteils vom 
28. November 2019 III R 34/17, BStBl II 2020, 409, maßgeblich auf den 
zivilrechtlichen Bedeutungsgehalt der vertraglichen Neuregelung ab. Hierzu hat 
es wegen der Neutralität des sachenrechtlichen Verfügungsgeschäfts auf den 
Inhalt des schuldrechtlichen Kausalgeschäfts abgestellt. 

Das Finanzgericht würdigte dieses als entgeltliches echtes Pensionsgeschäfts am 
Hotelinventar, vergleichbar der für Kreditinstitute geltenden Sonderregelung 
gemäß § 340b Abs. 2 HGB. Die Entgeltlichkeit des Geschäfts leitete das Gerichts 
indiziell aus der unterbliebenen Reduzierung des Mietzinses und den weiteren 
Fallumständen ab. 

Fundstelle 

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 29. September 2021 (4 K 36/20), die 
Revision ist beim BFH unter dem Az. IV R 24/21 anhängig; siehe den 
Newsletter III-IV/2021 des Finanzgerichts. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Terminplaner 
  

Tax Update 2022 

19. und 20.01., Webinar 

 

 

Sicherstellung der Tax Compliance durch 

digitale Assistenten in SSC 

27.01., Webinar 

 

 

 
Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/Tax-Update-Nord-West
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.pwc-events.com/Tax-Update-Nord-West
https://www.pwc-events.com/Tax-Update-Nord-West
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.pwc-events.com/Tax-Update-Nord-West
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.pwc-events.com/tax-compliance
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/FG/Service/rss_newsletter/_documents/2021_III_IV.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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